Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 2376 


Der Bundesmlnister für Arbeit 

IV b 5 - 1520/51 


Bonn, den 15, Juni 1951 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutstiien Bundestages 


Betr.j Anfrage Nr. 195 der Fraktion der SPD 

- Nr. 2308 der Drucksachen - Elternrente 


Die Anfrage Nr. 195 der Fraktion der SPD wird wie folgt beant- 
wertet: 

Die im §51 Absatz 2 des Bundesversorgungsgesetzes festgelegten 
Einkommensgrenzen, bis zu deren Erreichung bei Erfüllung der 
sonstigen Voraussetzungen Elternrente im Rahmen des Absatzes 1 
a. a. O. gewährt winl, entspredien der Höhe der Unterhaltshilfc 
nach § 36 Absätze 1 und 2 des Sofortbilfegesetzes vom 8. August 1949 
(WiGBl. S. 205). Durch die Begrenzung auf monatlich 

100 DM bei einem Elternpaar, 

70 DM bei einem Elternteil 

ergeben sich bei der Überleitung der Elternversorgung auf das 
Bundesversorgungsgesetz allerdings in einer größeren Zahl von 
Fällen Rentenminderungen oder -entziehungen, ohne daß sich die 
wirtschaftlichen Verhältnisse geändert haben. 

Zur Vermeidung dieser Härten habe ich mich im Einvernehmen 
mit dem Herrn Bundesminister der Finanzen durch Schreiben an 
die obersten Arbeitsbehörden der Länder vom 10. Mai 1951 
- IV b I - 882/51 - (Bundesversorgungsbl. S. 222 [50]) damit ein- 
verstanden erklärt, daß in diesen Fällen, 

soweit die Elternrente zu entziehen wäre, 
diese in bisheriger Flöhe, 

soweit sie zu mindern wäre, 

der Unterschied zwischen den bisherigen und den neuen 
Bezügen 

im Wege des Härteausgleichs gewährt wird. Soweit aus Anlaß der 
Überleitung auf das Bundesversorgungsgesetz bereits Elternrenten 
gemindert oder entzogen worden sind, soll entsprediend verfahren 
werden. 


Storch 


Drudci Budidrockerd R. Maael, Bonn, ArgelanderstraEe 8l 
Alleinvertrieb : Dr. Hans Heger, Andemadi, Breite Straße 30 
und Wiesbaden, Nietzsdiestraße 1 



